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Antwort 

der Bundesregierung 


auf die Kleine Anfrage des Abgeordneten Burgmann und der Fraktion DIE GRÜNEN 
— Drucksache 10/1008 — 


Konzepte und Maßnahmen der Bundesregierung bei der Stahlwerke 
Peine-Salzgitter AG 


Der Bundesminister der Finanzen - VIII A 5-FB 1 942 - 7/84 - hat 
mit Schreiben vom 2. März 1984 namens der Bundesregierung die 
Kleine Anfrage im Einvernehmen mit dem Bundesminister für 
Wirtschaft wie folgt beantwortet: 


1. Die Bundesregierung hat über die Treuarbeit von den bundesdeut- 
schen Stahluntemehmen Konzepte zur Sanierung gefordert und 
diese beurteüen lassen. 

Was bedeuten diese Konzepte für die Peine-Salzgitter AG? 


Die Stahlwerke Peine-Salzgitter AG hat Anträge auf Investitions- 
zulage nach dem Stahlinvestitionszulagengesetz sowie auf Zu- 
schüsse nach der Richtlinie des Bundesministers für Wirtschaft für 
die Gewährung von Strukturverbesserungshilfen gestellt und 
dabei ein aktualisiertes Umstrukturierungsprogramm vorgelegt. 
Das Programm zielt auf eine Steigerung der Wettbewerbsfähig- 
keit insbesondere durch Konzentration der Roheisenerzeugung 
auf den Standort Salzgitter, Programmvereinigung und -Optimie- 
rung sowie Modernisierung der Kokserzeugung ab. Die Anträge 
werden zur Zeit abschließend geprüft. Das Konzept der Stahl- 
werke Peine-Salzgitter AG wurde der Kommission der Europäi- 
schen Gemeinschaften am 31. Januar 1984 mit der Bitte um 
Freigabe der vorgesehenen Hilfen übermittelt. 
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2. Welche Auswirkungen hat die geplante Teilprivatisierung der Peine- 
Salzgitter AG/Salzgitter-Konzern auf das unternehmenseigene Kon- 
zept gehabt? 


Eine Teilprivatisierung der Stahlwerke Peine-Salzgitter AG ist 
derzeit nicht geplant. 


3. Gehört die Schließung des Standortes Peine zum festen Bestandteil 
dieses Unternehmenskonzeptes? 


Nein. 


4. Ist der Bundesregierung bekannt, daß die Lizenzen für Spann- und 
Gewindestahl sowie für schwere Träger bei der Peine-Salzgitter AG 
- allesamt Bereiche, in denen das Unternehmen Gewinne macht - an 
das Ausland verkauft werden sollen? 


Für die Herstellung von Spann- und Gewindestahl sowie 
schwerer Träger gibt es keine Schutzrechte. Lediglich für die 
Anwendung bei Spann- und Gewindestahl bestehen Schutz- 
rechte, die Peine-Salzgitter AG ist jedoch Hersteller, so daß sich 
für sie die Frage nach einem Lizenzverkauf nicht stellen kann. 


5. a) Ist die Bundesregierung bereit, ihren Einfluß geltend zu machen, 
daß für den Standort Peine die Entwicklung und Herstellung 
neuer Produkte eingeleitet werden? 


Es ist Aufgabe der Unternehmensorgane der Stahlwerke Peine- 
Salzgitter AG, die Produktpalette auf Basis der Grundstruktur der 
Fertigungseinrichtungen ständig weiter zu entwickeln. Die Bun- 
desregierung unterstützt durch ihre Vertreter im Aufsichtsrat und 
in Gesprächen mit der Unternehmensleitung solche Bemühungen 
bei entsprechenden Zukunftsaussichten. 


b) Welches sind die Gründe, daß der Unternehmensvorstand nicht 
an die Bundesbahndirektion herantritt, um mit ihr über die Pro- 
duktion der neuen Y-Schwelle*) zu verhandeln und die Herstel- 
lung einleitet? 

*) Erläuterung: Bei der Y-Schwelle handelt es sich um eine neue Stahl- 
schwelle, die kostengünstiger, haltbarer und belastbarer als die bisheri- 
gen, bei der Deutschen Bundesbahn gebräuchlichen Holz- und Beton- 
schwellen sein soll, mit der der Erfinder an den Vorstand herangetreten 
ist. 


Die Stahlwerke Peine-Salzgitter AG ermittelt z.Z. durch Ver- 
suche, ob die Stahlschwelle die angeführten Vorzüge hat. Die 
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Stahlschwelle wird im werkseigenen Schienennetz erprobt. Damit 
werden die Voraussetzungen für die Aufnahme von Verhandlun- 
gen mit der Deutschen Bundesbahn geschaffen. 


6. Welche konkreten Maßnahmen plant die Bundesregierung, daß für 
die verlorenen Arbeitsplätze im Sinne der Frage 5 a Ersatz geschaf- 
fen wird? 

Wie unter 5. a) ausgeführt, imterstützt die Bundesregierung über 
ihre Vertreter im Aufsichtsrat und in Gesprächen mit der Unter- 
nehmensleitung die Bemühungen der Stahlwerke Peine-Salz- 
gitter AG um den Ersatz verlorener Arbeitsplätze. 

Zu weiteren Maßnahmen wird auf die nachfolgende Antwort zu 
Frage 7 hingewiesen. 


7. Welche Anstrengungen und Maßnahmen wird die Bundesregierung 
unternehmen, im Rahmen eines Strukturkonzeptes zur Förderung 
der regionalen Wirtschaftsentwicklung im Raum Peine-Salzgitter 
beizutragen? 

Die regionalpolitische Flankierung des Umstrukturierungsprozes- 
ses in der deutschen Stahlindustrie ist eine Aufgabe, der sich der 
Bund und die Länder im Rahmen der Gemeinschaftsaufgabe 
„Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruktur" bereits früh- 
zeitig nüt dem im Frühjahr 1982 beschlossenen und bis Ende 1985 
befristeten Sonderprogramm für die von der Restrukturierung der 
deutschen Stahlindustrie in besonderem Maße betroffenen Regio- 
nen angenommen haben. Für die schon als normales Fördergebiet 
der Gemeinschaftsaufgabe ausgewiesene Arbeitsmarktregion 
Braunschweig - Salzgitter hat das Stahlstandorteprogramm eine 
Intensivierung der Förderanreize zur Schaffung von Ersatzarbeits- 
plätzen durch die Aufstockung der Förderpräferenz für den 
Schwerpunktort Salzgitter von 15 v.H. auf den höchsten in der 
Gemeinschaftsaufgabe gewährten Fördersatz von 25v.FI. ge- 
bracht. Damit sind alle drei Schwerpunktorte der Arbeitsmarkt- 
region Braunschweig - Salzgitter - neben Salzgitter noch Braun- 
schweig und Peine - in die höchste Förderkategorie eingestuft. 

Wenn sich aufgrund der jetzigen Umstrukturierungspläne der 
deutschen Stahlindustrie veränderte Grundlagen ergeben sollten, 
wird in den Gremien der Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung 
der regionalen Wirtschaftsstruktur" hierüber zu beraten sein. 
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